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Gesetz zur Umsetzung der  
Richtlinie (EU) 2018/958 des Euro­

päischen Parlaments und des  
Rates vom 28. Juni 2018 über eine  

Verhältnismäßigkeitsprüfung  
vor Erlass neuer Berufsreglementierun­

gen in Baden­Württemberg

Der Landtag hat am 16. Dezember 2020 das folgende 
Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung  
vor Erlass neuer Berufsreglementierungen  

Baden-Württemberg

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für in den Geltungsbereich der je-
weiligen Fassung der Richtlinie 2005/36/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 7. September 
2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen 
(ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, zuletzt ber. ABl. L 095 
vom 9.4.2016, S. 20), die zuletzt durch Delegierten Be-
schluss (EU) 2020/548 der Kommission (ABl. L 131 
vom 24.4.2020, S. 1) geändert worden ist, fallende neue 
oder geänderte Rechts- und Verwaltungsvorschriften des 
Landes, die die Aufnahme oder Ausübung eines Berufs 
oder eine bestimmte Art seiner Ausübung beschränken, 
einschließlich des Führens einer Berufsbezeichnung und 
der im Rahmen dieser Berufsbezeichnung erlaubten be-
ruflichen Tätigkeiten.
(2) Die Anwendung nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, 
sofern Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Um-
setzung eines gesonderten Rechtsakts der Europäi-

schen Union dienen, in dem spezifische Anforderungen 
an einen bestimmten Beruf festgelegt sind und dieser 
Rechtsakt den Mitgliedstaaten keine Wahl der genauen 
Art und Weise der Umsetzung dieser Anforderungen 
lässt.
(3) Die Vorschriften der §§ 3 bis 5 gelten nicht für Ge-
setzentwürfe von Abgeordneten, die Vorschriften nach 
Absatz 1 enthalten, sowie für Vorschriften nach Absatz 1, 
die im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens in einen Ge-
setzentwurf eingefügt oder wesentlich verändert werden.

§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Für die Zwecke dieses Gesetzes gelten die Begriffs-
bestimmungen gemäß Artikel 3 der Richtlinie 2005/36/
EG.
(2) Ergänzend gelten die Begriffsbestimmungen des Ar-
tikels 3 Satz 2 und 3 der Richtlinie (EU) 2018/958 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 
2018 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Er-
lass neuer Berufsreglementierungen (ABl. L 173 vom 
9.7.2018, S. 25) in der jeweils geltenden Fassung.

Abschnitt 2
Verhältnismäßigkeit

§ 3
Prüfung der Verhältnismäßigkeit

(1) Beim Entwurf von Vorschriften nach § 1 hat die für 
den Entwurf zuständige Stelle eine Prüfung der Verhält-
nismäßigkeit nach den in diesem Gesetz festgelegten Be-
stimmungen durchzuführen. Der Umfang der Prüfung 
steht im Verhältnis zu der Art, dem Inhalt und den Aus-
wirkungen der Vorschrift.
(2) Jede Vorschrift nach Absatz 1 ist mit einer Erläu-
terung zu versehen, die ausführlich genug ist, um eine 
Bewertung der Übereinstimmung mit dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz zu ermöglichen.
(3) Die Gründe, aus denen sich ergibt, dass eine Vor-
schrift nach Absatz 1 gerechtfertigt und verhältnismäßig 
ist, sind durch qualitative und, soweit möglich und rele-
vant, quantitative Elemente zu substanziieren. Quantita-
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§ 5
Information und Beteiligung der Öffentlichkeit

(1) Entwürfe von Vorschriften, mit denen neue Vor-
schriften nach § 1 eingeführt oder bestehende Vorschrif-
ten geändert werden sollen, sind von der für den Entwurf 
der Vorschrift zuständigen Stelle zur Information von 
betroffenen Interessenträgern, auch solchen, die keine 
Angehörigen des betroffenen Berufs sind, für die Dauer 
von in der Regel 21 Tagen auf einer dafür vorgesehe-
nen Internetseite zu veröffentlichen. Allen Betroffenen 
ist dabei Gelegenheit zu geben, ihren Standpunkt darzu-
legen.
(2) Soweit dies relevant und angemessen ist, führt die für 
den Entwurf zuständige Stelle öffentliche Anhörungen 
durch. Relevant und angemessen ist eine öffentliche An-
hörung, wenn der Regelungsgegenstand der Vorschrift 
von hohem öffentlichen Interesse ist oder grundlegende 
Bedeutung entfaltet.

§ 6
Überwachung nach Erlass

Nach dem Erlass von Vorschriften nach § 1 ist deren 
Übereinstimmung mit dem Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz von der für die Vorschrift zuständigen Stelle zu 
überwachen und Entwicklungen, die nach dem Erlass 
der Vorschriften eingetreten sind, gebührend Rechnung 
zu tragen.

§ 7
Dokumentation und Eintragung in die Datenbank für 

reglementierte Berufe, Stellungnahmen

(1) Die nach diesem Gesetz als gerechtfertigt, notwendig 
und verhältnismäßig beurteilten Vorschriften nach § 1 ein-
schließlich der Beurteilungsgründe nach Artikel 59 Ab-
satz 5 der Richtlinie 2005/36/EG sind zum Zweck der 
Mitteilung an die Europäische Kommission zu doku-
mentieren und in die in Artikel 59 Absatz 1 der Richt-
linie 2005/36/EG genannte Datenbank einzugeben. 
(2) Zu den Eintragungen vorgebrachte Stellungnahmen 
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, ande-
rer Vertragsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes 
oder der Schweiz sowie interessierter Kreise sind von 
der für die Vorschrift zuständigen Stelle entgegenzuneh-
men.

Anlage 1
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 4 Absatz 1)

Nach § 4 Absatz 1 zu berücksichtigende Elemente:

a)  die Eigenart der mit den angestrebten Zielen des All-
gemeininteresses verbundenen Risiken, insbesondere 
der Risiken für Dienstleistungsempfängerinnen und 
Dienstleistungsempfänger, einschließlich Verbrauche-
rinnen und Verbraucher, Berufsangehörige und Dritte;

tive Elemente sind relevant, wenn sie für eine fundierte 
Begründung unerlässlich sind.
(4) Vorschriften nach Absatz 1 dürfen gemäß Artikel 5 
der Richtlinie (EU) 2018/958 weder eine direkte noch 
eine indirekte Diskriminierung aufgrund der Staatsange-
hörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen.
(5) Vorschriften nach Absatz 1 müssen gemäß Artikel 6 
der Richtlinie (EU) 2018/958 durch Ziele des Allgemein-
interesses gerechtfertigt sein. Sie müssen für die Ver-
wirklichung des angestrebten Ziels geeignet sein und 
dürfen nicht über das zur Erreichung dieses Ziels erfor-
derliche Maß hinausgehen.

§ 4
Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(1) Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind sämt-
liche in Anlage 1 enthaltenen Elemente durch die für den 
Entwurf der Vorschrift zuständige Stelle zu berücksich-
tigen.
(2) Darüber hinaus sind bei der Prüfung durch die für 
den Entwurf der Vorschrift zuständige Stelle die in An-
lage 2 enthaltenen Elemente zu berücksichtigen, wenn 
sie für die Art und den Inhalt der neu eingeführten oder 
geänderten Vorschrift relevant sind. Relevant sind die zu 
berücksichtigenden Elemente, wenn sie einen sachlichen 
Zusammenhang zu der Vorschrift aufweisen.
(3) Wird die neue oder geänderte Vorschrift mit anderen 
Vorschriften, die den Zugang zu reglementierten Beru-
fen oder deren Ausübung beschränken, kombiniert, ist 
bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit der neuen oder 
geänderten Vorschrift die Wirkung der neuen oder ge-
änderten Vorschrift zu berücksichtigen und insbesonde-
re, wie die neue oder geänderte Vorschrift kombiniert 
mit anderen Anforderungen zum Erreichen desselben im 
Allgemeininteresse liegenden Ziels beiträgt und ob sie 
hierfür notwendig ist. Hierbei sind insbesondere die in 
Anlage 3 enthaltenen Elemente zu berücksichtigen.
(4) Vor der Einführung neuer oder der Änderung be-
stehender Vorschriften ist zusätzlich dafür zu sorgen, 
dass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit spezifischer 
Anforderungen im Zusammenhang mit der vorüberge-
henden oder gelegentlichen Erbringung von Dienstleis-
tungen gemäß Titel II der Richtlinie 2005/36/EG einge-
halten wird, einschließlich der in Anlage 4 enthaltenen 
Anforderungen. Diese Verpflichtung gilt nicht für Maß-
nahmen, durch die die Einhaltung geltender Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen gewährleistet werden soll, 
die im Einklang mit dem Recht der Europäischen Union 
stehen.
(5) Bei Vorschriften, die die Reglementierung von Ge-
sundheitsberufen betreffen und Auswirkungen auf die 
Patientensicherheit haben, ist das Ziel der Sicherstellung 
eines hohen Niveaus des Gesundheitsschutzes zu be-
rücksichtigen.
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e)  der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines regle-
mentierten Berufs und die Auswirkungen von Organi-
sations- und Überwachungsmodalitäten auf die Errei-
chung des angestrebten Ziels, insbesondere wenn die 
mit einem reglementierten Beruf zusammenhängenden 
Tätigkeiten unter der Kontrolle und Verantwortung 
einer ordnungsgemäß qualifizierten Fachkraft stehen;

f)  die wissenschaftlichen und technologischen Entwick-
lungen, die die Informationsasymmetrie zwischen Be-
rufsangehörigen und Verbraucherinnen und Verbrau-
chern tatsächlich abbauen oder verstärken können.

Anlage 3
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 4 Absatz 3)

Nach § 4 Absatz 3 zu berücksichtigende Auswirkungen:

a)  Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeichnung 
oder jede sonstige Form der Reglementierung im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der Richt-
linie 2005/36/EG;

b)  Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen 
Qualifizierung;

c)  Vorschriften in Bezug auf Berufsorganisation, Stan-
desregeln und Überwachung; 

d)  Pflichtmitgliedschaft in einer Berufsorganisation, Re-
gistrierungs- und Genehmigungsregelungen, insbe-
sondere wenn diese Anforderungen den Besitz einer 
bestimmten Berufsqualifikation implizieren;

e)  quantitative Beschränkungen, insbesondere Anforde-
rungen, die die Zahl der Zulassungen zur Ausübung 
eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- oder 
Höchstzahl der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer, Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer oder 
Vertreterinnen und Vertreter festsetzen, die bestimmte 
Berufsqualifikationen besitzen;

f)   Anforderungen an bestimmte Rechtsformen oder An-
forderungen in Bezug auf die Beteiligungsstruktur 
oder Geschäftsleitung eines Unternehmens, soweit 
diese Anforderungen unmittelbar mit der Ausübung 
des reglementierten Berufs zusammenhängen;

g)  geografische Beschränkungen, einschließlich dann, 
wenn der Beruf in Teilen eines Mitgliedstaates in 
einer Weise reglementiert ist, die sich von der Regle-
mentierung in anderen Teilen unterscheidet;

h)  Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder part-
nerschaftliche Ausübung eines reglementierten Berufs 
beschränken, sowie Unvereinbarkeitsregeln;

i)  Anforderungen an den Versicherungsschutz oder an-
dere Mittel des persönlichen oder kollektiven Schut-
zes in Bezug auf die Berufshaftpflicht;

j)  Anforderungen an Sprachkenntnisse, soweit diese für 
die Ausübung des Berufs erforderlich sind;

k) festgelegte Mindest- und Höchstpreisanforderungen;
l) Anforderungen an die Werbung.

b)  die Frage, ob bestehende Regelungen spezifischer 
oder allgemeiner Art, etwa die Regelungen in Rechts-
vorschriften auf dem Gebiet der Produktsicherheit 
oder des Verbraucherschutzes, nicht ausreichen, um 
das angestrebte Ziel zu erreichen;

c)  die Eignung der Vorschriften hinsichtlich ihrer An-
gemessenheit zur Erreichung des angestrebten Ziels, 
und ob sie diesem Ziel tatsächlich in kohärenter und 
systematischer Weise gerecht werden und somit den 
Risiken entgegenwirken, die bei vergleichbaren Tätig-
keiten in ähnlicher Weise identifiziert wurden;

d)  die Auswirkungen auf den freien Personen- und 
Dienstleistungsverkehr innerhalb der Europäischen 
Union, die Wahlmöglichkeiten für die Verbraucherin-
nen und Verbraucher und die Qualität der bereitge-
stellten Dienstleistungen;

e)  die Frage, ob zur Erreichung des im Allgemeininteresse 
liegenden Ziels auch auf mildere Mittel zurückgegrif-
fen werden kann; sind die Vorschriften nur durch den 
Verbraucherschutz gerechtfertigt und beschränken 
sich die identifizierten Risiken auf das Verhältnis zwi-
schen dem Berufsangehörigen und dem Verbraucher 
und wirken sich deshalb nicht negativ auf Dritte aus, 
ist insbesondere zu prüfen, ob das Ziel durch Maß-
nahmen erreicht werden kann, die milder sind als die 
Maßnahme, die Tätigkeiten vorzubehalten; 

f)  die Wirkung der neuen und geänderten Vorschriften, 
wenn sie mit anderen Vorschriften, die den Zugang 
zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung be-
schränken, kombiniert werden, und insbesondere, wie 
die neuen oder geänderten Vorschriften kombiniert 
werden mit anderen Anforderungen zum Erreichen 
desselben im Allgemeininteresse liegenden Ziels, ob 
sie zu diesem Ziel beitragen und zum Erreichen des-
selben notwendig sind.

Anlage 2
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 4 Absatz 2)

Nach § 4 Absatz 2 zu berücksichtigende Elemente:

a)  der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von 
einem Beruf erfassten oder einem Beruf vorbehalte-
nen Tätigkeiten und der erforderlichen Berufsqualifi-
kation;

b)  der Zusammenhang zwischen der Komplexität der 
betreffenden Aufgaben und der Notwendigkeit, dass 
diejenigen, die sie wahrnehmen, im Besitz einer be-
stimmten Berufsqualifikation sind, insbesondere in 
Bezug auf Niveau, Eigenart und Dauer der erforder-
lichen Ausbildung oder Erfahrung;

c)  die Möglichkeit zum Erlangen der beruflichen Quali-
fikation auf alternativen Wegen;

d)  die Frage, ob und warum die bestimmten Berufen vor-
behaltenen Tätigkeiten mit anderen Berufen geteilt 
oder nicht geteilt werden können;
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Weise der Umsetzung dieser Anforderungen lässt. Für 
die Zwecke der Verhältnismäßigkeitsprüfung nach 
Satz 1 gelten die Begriffsbestimmungen der Richt-
linie 2005/36/EG. Ergänzend gelten die Begriffsbe-
stimmungen des Artikels 3 Satz 2 und 3 der Richtlinie 
(EU) 2018/958 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 28. Juni 2018 über eine Verhältnismäßig-
keitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierun-
gen (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 25) in der jeweils 
gültigen Fassung.

  (2) Jede Vorschrift nach Absatz 1 ist mit einer Erläu-
terung zu versehen, die ausführlich genug ist, um eine 
Bewertung der Übereinstimmung mit dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz zu ermöglichen.

  (3) Die Gründe, aus denen sich ergibt, dass eine Vor-
schrift nach Absatz 1 gerechtfertigt und verhältnis-
mäßig ist, sind durch qualitative und, soweit möglich 
und relevant, quantitative Elemente zu substanziieren. 
Quantitative Elemente sind relevant, wenn sie für eine 
fundierte Begründung unerlässlich sind.

  (4) Vorschriften nach Absatz 1 dürfen gemäß Arti-
kel 5 der Richtlinie (EU) 2018/958 weder eine direk-
te noch eine indirekte Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen.

  (5) Vorschriften nach Absatz 1 müssen durch Ziele 
des Allgemeininteresses gemäß Artikel 6 der Richtli-
nie (EU) 2018/958 gerechtfertigt sein. Sie müssen für 
die Verwirklichung des angestrebten Ziels geeignet 
sein und dürfen nicht über das zur Erreichung dieses 
Ziels erforderliche Maß hinausgehen.

 § 15 b
 Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung

  (1) Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind 
sämtliche in Anlage 1 enthaltenen Elemente durch die 
Kammer zu berücksichtigen.

  (2) Darüber hinaus sind bei der Prüfung durch die 
Kammer die in Anlage 2 enthaltenen Elemente zu 
berücksichtigen, wenn sie für die Art und den Inhalt 
der neu eingeführten oder geänderten Vorschrift nach  
§ 15 a Absatz 1 relevant sind. Relevant sind die Ele-
mente, wenn sie einen sachlichen Zusammenhang 
zum Regelungsgegenstand der Vorschrift aufweisen.

  (3) Wird die neue oder geänderte Vorschrift nach § 15 a 
Absatz 1 mit anderen Vorschriften, die den Zugang 
zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung be-
schränken, kombiniert, berücksichtigt die Kammer bei 
der Prüfung der Verhältnismäßigkeit der neuen oder 
geänderten Vorschrift die Wirkungen der neuen oder 
geänderten Vorschrift und insbesondere, wie die neue 
oder geänderte Vorschrift kombiniert mit anderen An-
forderungen zum Erreichen desselben im Allgemein-
interesse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür 
notwendig ist. Für diese Zwecke prüft die Kammer 
die Auswirkung der neuen oder geänderten Vorschrift, 
wenn sie mit einer oder mehreren Anforderungen 
kombiniert wird, und insbesondere die in Anlage 3 
enthaltenen Elemente.

Anlage 4
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 4 Absatz 4)

Nach § 4 Absatz 4 zu berücksichtigende Anforderungen:

a)  eine automatische vorübergehende Eintragung oder 
eine Pro-Forma-Mitgliedschaft bei einer Berufsorga-
nisation nach Artikel 6 Satz 1 Buchstabe a der Richt-
linie 2005/36/EG;

b)  eine vorherige Meldung nach Artikel 7 Absatz 1 der 
Richtlinie 2005/36/EG, die nach Artikel 7 Absatz 2 
der Richtlinie 2005/36/EG erforderlichen Dokumente 
oder eine sonstige gleichwertige Anforderung;

c)  die Zahlung einer Gebühr oder von Entgelten, die 
von dem Dienstleistungserbringenden für die Verwal-
tungsverfahren im Zusammenhang mit dem Zugang 
zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung ge-
fordert werden.

Artikel 2
Änderung des Architektengesetzes 

Das Architektengesetz in der Fassung vom 28. März 
2011 (GBl. S.152), das zuletzt durch Artikel 38 der Ver-
ordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 104) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 15 werden die folgenden §§ 15 a bis 15 f ein-
gefügt:

 
„§ 15 a

 Prüfung der Verhältnismäßigkeit

  (1) Vor der Einführung neuer oder der Änderung be-
stehender Vorschriften, die den Zugang zu reglemen-
tierten Berufen oder deren Ausübung beschränken, hat 
die Kammer eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
nach den in diesem Gesetz festgelegten Bestimmun-
gen durchzuführen. Der Umfang der Prüfung steht im 
Verhältnis zu der Art, dem Inhalt und den Auswirkun-
gen der Vorschrift. Satz 1 gilt für in den Geltungsbe-
reich der jeweiligen Fassung der Richtlinie 2005/36/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, zu-
letzt ber. ABl. L 095 vom 9.4.2016, S. 20), die zuletzt 
durch Delegierten Beschluss (EU) 2020/548 der Kom-
mission (ABl. L 131 vom 24.4.2020, S.1) geändert 
worden ist, fallende neue oder geänderte Vorschriften, 
die die Aufnahme oder Ausübung eines Berufs oder 
eine bestimmte Art seiner Ausübung beschränken, 
einschließlich des Führens einer Berufsbezeichnung 
und der im Rahmen dieser Berufsbezeichnung erlaub-
ten beruflichen Tätigkeiten. Die Anwendung ist aus-
geschlossen, sofern Vorschriften der Umsetzung eines 
gesonderten Rechtsakts der Europäischen Union die-
nen, in dem spezifische Anforderungen an einen be-
stimmten Beruf festgelegt sind und dieser Rechtsakt 
den Mitgliedstaaten keine Wahl der genauen Art und 
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§ 15 f
 Eintragung in die Datenbank für  
 reglementierte Berufe, Stellungnahmen

  (1) Die nach diesem Gesetz als gerechtfertigt, notwen-
dig und verhältnismäßig beurteilten Vorschriften nach 
§ 15 a Absatz 1 einschließlich der Beurteilungsgründe 
nach Artikel 59 Absatz 5 der Richtlinie 2005/36/EG 
sind zum Zweck der Mitteilung an die Europäische 
Kommission zu dokumentieren und in die in Artikel 
59 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG genannte Da-
tenbank für reglementierte Berufe einzugeben.

  (2) Zu den Eintragungen vorgebrachte Stellungnah-
men anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 
sonstiger Vertragsstaaten des Europäischen Wirt-
schaftsraums oder der Schweiz sowie interessierter 
Kreise sind von der Kammer entgegenzunehmen.“

2. Dem Gesetz werden folgende Anlagen angefügt:

„Anlage 1
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 15 b Absatz 1)

 Nach § 15 b Absatz 1 zu berücksichtigende Elemente:

 a)  die Eigenart der mit den angestrebten Zielen des 
Allgemeininteresses verbundenen Risiken, insbe-
sondere der Risiken für Dienstleistungsempfänge-
rinnen und Dienstleistungsempfänger, einschließ-
lich Verbraucherinnen und Verbraucher, Berufsan-
gehörige und Dritte;

 b)  die Frage, ob bestehende Regelungen spezifischer 
oder allgemeiner Art, etwa die Regelungen in 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Produktsi-
cherheit oder des Verbraucherschutzes, nicht aus-
reichen, um das angestrebte Ziel zu erreichen;

 c)  die Eignung der Vorschriften hinsichtlich ihrer 
Angemessenheit zur Erreichung des angestrebten 
Ziels, und ob sie diesem Ziel tatsächlich in kohä-
renter und systematischer Weise gerecht werden 
und somit den Risiken entgegenwirken, die bei ver-
gleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise identi-
fiziert wurden;

 d)  die Auswirkungen auf den freien Personen- und 
Dienstleistungsverkehr innerhalb der Europäischen 
Union, die Wahlmöglichkeiten für die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher und die Qualität der bereit-
gestellten Dienstleistungen; 

 e)  die Frage, ob zur Erreichung des im Allgemein-
interesse liegenden Ziels auch auf mildere Mittel 
zurückgegriffen werden kann; sind die Vorschrif-
ten nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt 
und beschränken sich die identifizierten Risiken 
auf das Verhältnis zwischen dem Berufsangehö-
rigen und dem Verbraucher und wirken sich des-
halb nicht negativ auf Dritte aus, ist insbesondere 
zu prüfen, ob das Ziel durch Maßnahmen erreicht 
werden kann, die milder sind als die Maßnahme, 
die Tätigkeiten vorzubehalten; 

  (4) Vor der Einführung neuer oder der Änderung be-
stehender Vorschriften nach § 15 a Absatz 1 ist zu-
sätzlich dafür zu sorgen, dass der Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit spezifischer Anforderungen im 
Zusammenhang mit der vorübergehenden oder gele-
gentlichen Erbringung von Dienstleistungen gemäß 
Titel II der Richtlinie 2005/36/EG eingehalten wird, 
einschließlich der in Anlage 4 enthaltenen Anforde-
rungen. Diese Verpflichtung gilt nicht für Maßnah-
men, durch die die Einhaltung geltender Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen gewährleistet werden 
soll, die im Einklang mit dem Recht der Europäischen 
Union stehen.

 § 15 c
 

 Überwachung nach Erlass

  Nach dem Erlass einer neuen oder geänderten Vor-
schrift nach § 15 a Absatz 1 überwacht die Kammer 
deren Übereinstimmung mit dem Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz und trägt Entwicklungen, die nach 
dem Erlass der Vorschrift eingetreten sind, gebührend 
Rechnung.

 § 15 d
 Information und Beteiligung der Öffentlichkeit

  (1) Entwürfe von Vorschriften, mit denen neue Vor-
schriften nach § 15 a Absatz 1 eingeführt oder be-
stehende Vorschriften geändert werden sollen, sind 
von der Kammer zur Information von betroffenen 
Interessenträgern, auch solchen, die keine Angehöri-
gen des betroffenen Berufs sind, für die Dauer von 
in der Regel 21 Tagen auf einer dafür vorgesehenen 
Internetseite zu veröffentlichen. Allen Betroffenen ist 
dabei Gelegenheit zu geben, ihren Standpunkt darzu-
legen.

  (2) Soweit dies relevant und angemessen ist, führt die 
Kammer öffentliche Anhörungen durch. Relevant und 
angemessen ist eine öffentliche Anhörung, wenn der 
Regelungsgegenstand der Vorschrift von hohem öf-
fentlichen Interesse ist oder grundlegende Bedeutung 
entfaltet.

 § 15 e
 Objektivität und Unabhängigkeit der  
 Verhältnismäßigkeitsprüfung

  Nach dem Erlass einer Vorschrift nach § 15 a Absatz 1 
leitet die Kammer dem Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Wohnungsbau unverzüglich die Unterla-
gen zu, aus denen sich die Einhaltung der Vorgaben 
aus §§ 15 a, 15 b und 15 d ergibt. Das Wirtschafts-
ministerium prüft, ob die Kammer die Vorgaben aus 
§§ 15 a, 15 b und 15 d eingehalten hat. Die Prüfung 
erfolgt im Rahmen des Genehmigungsverfahrens der 
Satzung.
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 c)  Vorschriften in Bezug auf Berufsorganisation, 
Standesregeln und Überwachung; 

 d)  Pflichtmitgliedschaft in einer Berufsorganisation, 
Registrierungs- und Genehmigungsregelungen, ins-
besondere wenn diese Anforderungen den Besitz 
einer bestimmten Berufsqualifikation implizieren;

 e)  quantitative Beschränkungen, insbesondere Anfor-
derungen, die die Zahl der Zulassungen zur Aus-
übung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- 
oder Höchstzahl der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, Geschäftsführerinnen und Geschäfts-
führer oder Vertreterinnen und Vertreter festsetzen, 
die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen

 f)  Anforderungen an bestimmte Rechtsformen oder 
Anforderungen in Bezug auf die Beteiligungsstruk-
tur oder Geschäftsleitung eines Unternehmens, 
soweit diese Anforderungen unmittelbar mit der 
Ausübung des reglementierten Berufs zusammen-
hängen;

 g)  geografische Beschränkungen, einschließlich dann, 
wenn der Beruf in Teilen eines Mitgliedstaates in 
einer Weise reglementiert ist, die sich von der Reg-
lementierung in anderen Teilen unterscheidet;

 h)  Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder 
partnerschaftliche Ausübung eines reglementierten 
Berufs beschränken, sowie Unvereinbarkeitsre-
geln;

 i)  Anforderungen an den Versicherungsschutz oder 
andere Mittel des persönlichen oder kollektiven 
Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht;

 j)  Anforderungen an Sprachkenntnisse, soweit diese 
für die Ausübung des Berufs erforderlich sind;

 k)  festgelegte Mindest- und Höchstpreisanforderun-
gen;

 l) Anforderungen an die Werbung.

Anlage 4
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 15 b Absatz 4)

  Nach § 15 b Absatz 4 zu berücksichtigende Anforde-
rungen:

 a)  eine automatische vorübergehende Eintragung oder 
eine Pro-Forma-Mitgliedschaft bei einer Berufs-
organisation nach Artikel 6 Satz 1 Buchstabe a der 
Richtlinie 2005/36/EG;

 b)  eine vorherige Meldung nach Artikel 7 Absatz 1 
der Richtlinie 2005/36/EG, die nach Artikel 7 Ab-
satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG erforderlichen 
Dokumente oder eine sonstige gleichwertige An-
forderung;

 c)  die Zahlung einer Gebühr oder von Entgelten, die 
von der oder dem Dienstleistungserbringenden 
für die Verwaltungsverfahren im Zusammenhang 
mit dem Zugang zu reglementierten Berufen oder 
deren Ausübung gefordert werden.“

 f)  die Wirkung der neuen und geänderten Vorschrif-
ten, wenn sie mit anderen Vorschriften, die den Zu-
gang zu reglementierten Berufen oder deren Aus-
übung beschränken, kombiniert werden, und insbe-
sondere, wie die neuen oder geänderten Vorschrif-
ten kombiniert werden mit anderen Anforderungen 
zum Erreichen desselben im Allgemeininteresse 
liegenden Ziels, ob sie zu diesem Ziel beitragen 
und zum Erreichen desselben notwendig sind.

Anlage 2
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 15 b Absatz 2)

 Nach § 15 b Absatz 2 zu berücksichtigende Elemente:

 a)  der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von 
einem Beruf erfassten oder einem Beruf vorbehal-
tenen Tätigkeiten und der erforderlichen Berufs-
qualifikation;

 b)  der Zusammenhang zwischen der Komplexität der 
betreffenden Aufgaben und der Notwendigkeit, 
dass diejenigen, die sie wahrnehmen, im Besitz 
einer bestimmten Berufsqualifikation sind, insbe-
sondere in Bezug auf Niveau, Eigenart und Dauer 
der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung;

 c)  die Möglichkeit zum Erlangen der beruflichen 
Qualifikation auf alternativen Wegen;

 d)  die Frage, ob und warum die bestimmten Berufen 
vorbehaltenen Tätigkeiten mit anderen Berufen ge-
teilt oder nicht geteilt werden können;

 e)  der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines 
reglementierten Berufs und die Auswirkungen von 
Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf 
die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesondere 
wenn die mit einem reglementierten Beruf zusam-
menhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle und 
Verantwortung einer ordnungsgemäß qualifizierten 
Fachkraft stehen;

 f)  die wissenschaftlichen und technologischen Ent-
wicklungen, die die Informationsasymmetrie zwi-
schen Berufsangehörigen und Verbraucherinnen 
und Verbrauchern tatsächlich abbauen oder ver-
stärken können.

Anlage 3
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 15 b Absatz 3)

  Nach § 15 b Absatz 3 zu berücksichtigende Auswir-
kungen:

 a)  Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeich-
nung oder jede sonstige Form der Reglementierung 
im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der 
Richtlinie 2005/36/EG;

 b)  Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen 
Qualifizierung;
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  (4) Vorschriften nach Absatz 1 dürfen gemäß Arti-
kel 5 der Richtlinie (EU) 2018/958 weder eine direk-
te noch eine indirekte Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen.

  (5) Vorschriften nach Absatz 1 müssen durch Ziele 
des Allgemeininteresses gemäß Artikel 6 der Richtli-
nie (EU) 2018/958 gerechtfertigt sein. Sie müssen für 
die Verwirklichung des angestrebten Ziels geeignet 
sein und dürfen nicht über das zur Erreichung dieses 
Ziels erforderliche Maß hinausgehen.

 § 9 b
  Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung

  (1) Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind 
sämtliche in Anlage 1 enthaltenen Elemente durch die 
Kammer zu berücksichtigen.

  (2) Darüber hinaus sind bei der Prüfung durch die 
Kammer die in Anlage 2 enthaltenen Elemente zu be-
rücksichtigen, wenn sie für die Art und den Inhalt der 
neuen oder geänderten Vorschrift im Sinne von § 9 a 
Absatz 1 relevant sind. Relevant sind die Elemente, 
wenn sie einen sachlichen Zusammenhang zum Rege-
lungsgegenstand der Vorschrift aufweisen.

  (3) Wird die neue oder geänderte Vorschrift nach § 9 a 
Absatz 1 mit anderen Vorschriften, die den Zugang 
zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung be-
schränken, kombiniert, berücksichtigt die Kammer bei 
der Prüfung der Verhältnismäßigkeit der neuen oder 
geänderten Vorschrift die Wirkungen der neuen oder 
geänderten Vorschrift und insbesondere, wie die neue 
oder geänderte Vorschrift kombiniert mit anderen An-
forderungen zum Erreichen desselben im Allgemein-
interesse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür 
notwendig ist. Für diese Zwecke prüft die Kammer 
die Auswirkungen der neuen oder geänderten Vor-
schrift, wenn sie mit einer oder mehreren Anforderun-
gen kombiniert wird, und insbesondere die in Anlage 
3 enthaltenen Elemente.

  (4) Vor der Einführung neuer oder der Änderung be-
stehender Vorschriften ist zusätzlich dafür zu sorgen, 
dass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit spezi-
fischer Anforderungen im Zusammenhang mit der 
vorübergehenden oder gelegentlichen Erbringung 
von Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 
2005/36/EG eingehalten wird, einschließlich der in 
Anlage 4 enthaltenen Anforderungen. Diese Ver-
pflichtung gilt nicht für Maßnahmen, durch die die 
Einhaltung geltender Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen gewährleistet werden soll, die im Einklang 
mit dem Recht der Europäischen Union stehen.

 § 9 c 
 Überwachung nach Erlass

  Nach dem Erlass einer neuen oder geänderten Vor-
schrift nach § 9 a Absatz 1 überwacht die Kammer 
deren Übereinstimmung mit dem Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz und trägt Entwicklungen, die nach 
dem Erlass der Vorschrift eingetreten sind, gebührend 
Rechnung. 

Artikel 3
Änderung des Ingenieurkammergesetzes

Das Ingenieurkammergesetz in der Fassung vom 28. März 
2011 (GBl. S. 145), das zuletzt durch Artikel 33 der Ver-
ordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 103, ber.  
S. 273) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.  Nach § 9 werden die folgenden §§ 9 a bis 9 f einge-
fügt:

 „§ 9 a
 Prüfung der Verhältnismäßigkeit

  (1) Vor der Einführung neuer oder der Änderung be-
stehender Vorschriften, die den Zugang zu reglemen-
tierten Berufen oder deren Ausübung beschränken, hat 
die Kammer eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit 
nach den in diesem Gesetz festgelegten Bestimmun-
gen durchzuführen. Der Umfang der Prüfung steht im 
Verhältnis zu der Art, dem Inhalt und den Auswirkun-
gen der Vorschrift. Satz 1 gilt für in den Geltungsbe-
reich der jeweiligen Fassung der Richtlinie 2005/36/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen (ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, zu-
letzt ber. ABl. L 095 vom 9.4.2016, S. 20), die zuletzt 
durch Delegierten Beschluss (EU) 2020/548 der Kom-
mission (ABl. L 131 vom 24.4.2020, S. 1) geändert 
worden ist, fallende neue oder geänderte Vorschriften, 
die die Aufnahme oder Ausübung eines Berufs oder 
eine bestimmte Art seiner Ausübung beschränken, 
einschließlich des Führens einer Berufsbezeichnung 
und der im Rahmen dieser Berufsbezeichnung erlaub-
ten beruflichen Tätigkeiten. Die Anwendung ist aus-
geschlossen, sofern Vorschriften der Umsetzung eines 
gesonderten Rechtsakts der Europäischen Union die-
nen, in dem spezifische Anforderungen an einen be-
stimmten Beruf festgelegt sind und dieser Rechtsakt 
den Mitgliedstaaten keine Wahl der genauen Art und 
Weise der Umsetzung dieser Anforderungen lässt. Für 
die Zwecke der Verhältnismäßigkeitsprüfung nach 
Satz 1 gelten die Begriffsbestimmungen der Richtli-
nie 2005/36/EG. Ergänzend gelten die Begriffsbestim-
mungen gemäß Artikel 3 Satz 2 und 3 der Richtlinie 
(EU) 2018/958 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 28. Juni 2018 über eine Verhältnismäßig-
keitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierun-
gen (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 25) in der jeweils 
gültigen Fassung.

  (2) Jede Vorschrift nach Absatz 1 ist mit einer Erläu-
terung zu versehen, die ausführlich genug ist, um eine 
Bewertung der Übereinstimmung mit dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz zu ermöglichen.

  (3) Die Gründe, aus denen sich ergibt, dass eine Vor-
schrift nach Absatz 1 gerechtfertigt und verhältnis-
mäßig ist, sind durch qualitative und, soweit möglich 
und relevant, quantitative Elemente zu substanziieren. 
Relevant sind quantitative Elemente, wenn sie für eine 
fundierte Begründung unerlässlich sind.
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2. Dem Gesetz werden folgende Anlagen angefügt:

„Anlage 1
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 9 b Absatz 1)

 Nach § 9 b Absatz 1 zu berücksichtigende Elemente:

 a)  die Eigenart der mit den angestrebten Zielen des 
Allgemeininteresses verbundenen Risiken, insbe-
sondere der Risiken für Dienstleistungsempfänge-
rinnen und Dienstleistungsempfänger, einschließ-
lich Verbraucherinnen und Verbraucher, Berufsan-
gehörige und Dritte;

  b)  die Frage, ob bestehende Regelungen spezifischer 
oder allgemeiner Art, etwa die Regelungen in 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Produktsi-
cherheit oder des Verbraucherschutzes, nicht aus-
reichen, um das angestrebte Ziel zu erreichen;

  c)  die Eignung der Vorschriften hinsichtlich ihrer 
Angemessenheit zur Erreichung des angestrebten 
Ziels, und ob sie diesem Ziel tatsächlich in kohä-
renter und systematischer Weise gerecht werden 
und somit den Risiken entgegenwirken, die bei ver-
gleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise identi-
fiziert wurden;

  d)  die Auswirkungen auf den freien Personen- und 
Dienstleistungsverkehr innerhalb der Europäischen 
Union, die Wahlmöglichkeiten für die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher und die Qualität der bereit-
gestellten Dienstleistungen; 

  e)  die Frage, ob zur Erreichung des im Allgemein-
interesse liegenden Ziels auch auf mildere Mittel 
zurückgegriffen werden kann; sind die Vorschrif-
ten nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt 
und beschränken sich die identifizierten Risiken 
auf das Verhältnis zwischen dem Berufsangehö-
rigen und dem Verbraucher und wirken sich des-
halb nicht negativ auf Dritte aus, ist insbesondere 
zu prüfen, ob das Ziel durch Maßnahmen erreicht 
werden kann, die milder sind als die Maßnahme, 
die Tätigkeiten vorzubehalten; 

  f)  die Wirkung der neuen und geänderten Vorschrif-
ten, wenn sie mit anderen Vorschriften, die den Zu-
gang zu reglementierten Berufen oder deren Aus-
übung beschränken, kombiniert werden, und insbe-
sondere, wie die neuen oder geänderten Vorschrif-
ten kombiniert werden mit anderen Anforderungen 
zum Erreichen desselben im Allgemeininteresse 
liegenden Ziels, ob sie zu diesem Ziel beitragen 
und zum Erreichen desselben notwendig sind.

§ 9 d
Information und Beteiligung der Öffentlichkeit

  (1) Entwürfe von Vorschriften, mit denen neue Vor-
schriften nach § 9 a Absatz 1 eingeführt oder be-
stehende Vorschriften geändert werden sollen, sind 
von der Kammer zur Information von betroffenen 
Interessenträgern, auch solchen, die keine Angehöri-
gen des betroffenen Berufs sind, für die Dauer von 
in der Regel 21 Tagen auf einer dafür vorgesehenen 
Internetseite zu veröffentlichen. Allen Betroffenen ist 
dabei Gelegenheit zu geben, ihren Standpunkt darzu-
legen.

  (2) Soweit dies relevant und angemessen ist, führt die 
Kammer öffentliche Anhörungen durch. Relevant und 
angemessen ist eine öffentliche Anhörung, wenn der 
Regelungsgegenstand der Vorschrift von hohem öf-
fentlichen Interesse ist oder grundlegende Bedeutung 
entfaltet.

 § 9 e
 Objektivität und Unabhängigkeit der  
 Verhältnismäßigkeitsprüfung

  Nach dem Erlass einer Vorschrift nach § 9 a Absatz 
1 leitet die Kammer dem Ministerium für Wirtschaft, 
Arbeit und Wohnungsbau unverzüglich die Unterla-
gen zu, aus denen sich die Einhaltung der Vorgaben 
aus §§ 9 a, 9 b und 9 d ergibt. Das Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau prüft, ob die 
Kammer die Vorgaben aus §§ 9 a, 9 b und 9 d ein-
gehalten hat. Die Prüfung erfolgt im Rahmen des Ge-
nehmigungsverfahrens der Vorschrift.

 § 9 f 
 Eintragung in die Datenbank für  
 reglementierte Berufe, Stellungnahmen

  (1) Die nach diesem Gesetz als gerechtfertigt, not-
wendig und verhältnismäßig beurteilten Vorschriften 
nach § 9 a Absatz 1 sind einschließlich der Beurtei-
lungsgründe nach Artikel 59 Absatz 5 der Richtlinie 
2005/36/EG zum Zweck der Mitteilung an die Euro-
päische Kommission zu dokumentieren und in die in 
Artikel 59 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG ge-
nannte Datenbank für reglementierte Berufe einzuge-
ben.

  (2) Zu den Eintragungen vorgebrachte Stellungnah-
men anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 
sonstiger Vertragsstaaten des Europäischen Wirt-
schaftsraums oder der Schweiz sowie interessierter 
Kreise sind von der Kammer entgegenzunehmen.“



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 9504

9

übung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- 
oder Höchstzahl der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, Geschäftsführerinnen und Geschäfts-
führer oder Vertreterinnen und Vertreter festsetzen, 
die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen;

 f)  Anforderungen an bestimmte Rechtsformen oder 
Anforderungen in Bezug auf die Beteiligungsstruk-
tur oder Geschäftsleitung eines Unternehmens, 
soweit diese Anforderungen unmittelbar mit der 
Ausübung des reglementierten Berufs zusammen-
hängen;

 g)  geografische Beschränkungen, einschließlich dann, 
wenn der Beruf in Teilen eines Mitgliedstaates in 
einer Weise reglementiert ist, die sich von der Reg-
lementierung in anderen Teilen unterscheidet;

 h)  Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder 
partnerschaftliche Ausübung eines reglementierten 
Berufs beschränken, sowie Unvereinbarkeitsre-
geln;

 i)  Anforderungen an den Versicherungsschutz oder 
andere Mittel des persönlichen oder kollektiven 
Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht;

 j)  Anforderungen an Sprachkenntnisse, soweit diese 
für die Ausübung des Berufs erforderlich sind;

 k)  festgelegte Mindest- und Höchstpreisanforderun-
gen;

 l) Anforderungen an die Werbung.

Anlage 4
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 9 b Absatz 4)

  Nach § 9 b Absatz 4 zu berücksichtigende Anforde-
rungen:

 a)  eine automatische vorübergehende Eintragung oder 
eine Pro-Forma-Mitgliedschaft bei einer Berufs-
organisation nach Artikel 6 Satz 1 Buchstabe a der 
Richtlinie 2005/36/EG;

 b)  eine vorherige Meldung nach Artikel 7 Absatz 1 
der Richtlinie 2005/36/EG, die nach Artikel 7 Ab-
satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG erforderlichen 
Dokumente oder eine sonstige gleichwertige An-
forderung;

 c)  die Zahlung einer Gebühr oder von Entgelten, die 
von der oder dem Dienstleistungserbringenden 
für die Verwaltungsverfahren im Zusammenhang 
mit dem Zugang zu reglementierten Berufen oder 
deren Ausübung gefordert werden.“

3.  In § 12 Nummer 1 werden nach dem Wort „Haupt-
satzung,“ die Wörter „von Vorschriften nach § 9 a 
Absatz 1,“ eingefügt.“

Anlage 2
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 9 b Absatz 2)

 Nach § 9 b Absatz 2 zu berücksichtigende Elemente:

 a)  der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von 
einem Beruf erfassten oder einem Beruf vorbehal-
tenen Tätigkeiten und der erforderlichen Berufs-
qualifikation;

 b)  der Zusammenhang zwischen der Komplexität der 
betreffenden Aufgaben und der Notwendigkeit, 
dass diejenigen, die sie wahrnehmen, im Besitz 
einer bestimmten Berufsqualifikation sind, insbe-
sondere in Bezug auf Niveau, Eigenart und Dauer 
der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung;

 c)  die Möglichkeit zum Erlangen der beruflichen 
Qualifikation auf alternativen Wegen;

 d)  die Frage, ob und warum die bestimmten Berufen 
vorbehaltenen Tätigkeiten mit anderen Berufen ge-
teilt oder nicht geteilt werden können;

 e)  der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines 
reglementierten Berufs und die Auswirkungen von 
Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf 
die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesonde-
re wenn die mit einem reglementierten Beruf zu-
sammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle 
und Verantwortung einer ordnungsgemäß qualifi-
zierten Fachkraft stehen;

 f)  die wissenschaftlichen und technologischen Ent-
wicklungen, die die Informationsasymmetrie zwi-
schen Berufsangehörigen und Verbraucherinnen 
und Verbrauchern tatsächlich abbauen oder ver-
stärken können.

Anlage 3
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 9 b Absatz 3)

  Nach § 9 b Absatz 3 zu berücksichtigende Auswir-
kungen:

 a)  Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeich-
nung oder jede sonstige Form der Reglementierung 
im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der 
Richtlinie 2005/36/EG;

 b)  Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen 
Qualifizierung;

 c)  Vorschriften in Bezug auf Berufsorganisation, 
Standesregeln und Überwachung; 

 d)  Pflichtmitgliedschaft in einer Berufsorganisation, 
Registrierungs- und Genehmigungsregelungen, 
insbesondere wenn diese Anforderungen den Be-
sitz einer bestimmten Berufsqualifikation implizie-
ren;

 e)  quantitative Beschränkungen, insbesondere Anfor-
derungen, die die Zahl der Zulassungen zur Aus-
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  (5) Vorschriften nach Absatz 1 müssen durch Ziele 
des Allgemeininteresses gemäß Artikel 6 der Richtli-
nie (EU) 2018/958 gerechtfertigt sein. Sie müssen für 
die Verwirklichung des angestrebten Ziels geeignet 
sein und dürfen nicht über das zur Erreichung dieses 
Ziels erforderliche Maß hinausgehen.

 § 9 b 
 Durchführung der Verhältnismäßigkeitsprüfung

  (1) Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind 
sämtliche in Anlage 1 enthaltenen Elemente durch die 
Kammer zu berücksichtigen.

  (2) Darüber hinaus sind bei der Prüfung durch die 
Kammer die in Anlage 2 enthaltenen Elemente zu be-
rücksichtigen, wenn sie für die Art und den Inhalt der 
neuen oder geänderten Vorschrift nach § 9 a Absatz 
1 relevant sind. Relevant sind die Elemente, wenn sie 
einen sachlichen Zusammenhang zum Regelungsge-
genstand der Vorschrift aufweisen.

  (3) Wird die neue oder geänderte Vorschrift nach § 9 a 
Absatz 1 mit anderen Vorschriften, die den Zugang 
zu reglementierten Berufen oder deren Ausübung be-
schränken, kombiniert, berücksichtigt die Kammer bei 
der Prüfung der Verhältnismäßigkeit der neuen oder 
geänderten Vorschrift die Wirkung der neuen oder ge-
änderten Vorschrift und insbesondere, wie die neue 
oder ändernde Vorschrift kombiniert mit anderen An-
forderungen zum Erreichen desselben im Allgemein-
interesse liegenden Ziels beiträgt und ob sie hierfür 
notwendig ist. Für diese Zwecke prüft die Kammer 
die Auswirkungen der neuen oder ändernden Vorschrift, 
wenn sie mit einer oder mehreren Anforderungen kom-
biniert wird, und insbesondere die in Anlage 3 enthalte-
nen Elemente.

  (4) Vor der Einführung neuer oder der Änderung be-
stehender Vorschriften ist zusätzlich dafür zu sorgen, 
dass der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit spezi-
fischer Anforderungen im Zusammenhang mit der 
vorübergehenden oder gelegentlichen Erbringung 
von Dienstleistungen gemäß Titel II der Richtlinie 
2005/36/EG eingehalten wird, einschließlich der in 
Anlage 4 enthaltenen Anforderungen. Diese Ver-
pflichtung gilt nicht für Maßnahmen, durch die die 
Einhaltung geltender Arbeits- und Beschäftigungsbe-
dingungen gewährleistet werden soll, die im Einklang 
mit dem Recht der Europäischen Union stehen.

  (5) Das Ziel der Sicherstellung eines hohen Gesund-
heitsschutzniveaus ist stets zu berücksichtigen.

 § 9 c 
 Überwachung nach Erlass

  Nach dem Erlass einer neuen oder geänderten Vor-
schrift nach § 9 a Absatz 1 überwacht die Kammer 
deren Übereinstimmung mit dem Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz und trägt Entwicklungen, die nach dem 
Erlass der Vorschriften eingetreten sind, gebührend 
Rechnung.

 

Artikel 4
Änderung des Heilberufe-Kammergesetzes

Das Heilberufe-Kammergesetz in der Fassung vom  
16. März 1995 (GBl. S. 314), das zuletzt durch Artikel ... 
des Gesetzes vom ... (GBl. S. ...) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.   Nach § 9 werden die folgenden §§ 9 a bis 9 f einge-
fügt:

 „§ 9 a
 Prüfung der Verhältnismäßigkeit

  (1) Vor der Einführung neuer oder der Änderung be-
stehender Vorschriften, die den Zugang zu reglemen-
tierten Berufen oder deren Ausübung beschränken, 
ist eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit nach den in 
diesem Gesetz festgelegten Bestimmungen durchzu-
führen. Der Umfang der Prüfung steht im Verhält-
nis zu der Art, dem Inhalt und den Auswirkungen 
der Vorschrift. Satz 1 gilt für in den Geltungsbereich 
der jeweiligen Fassung der Richtlinie 2005/36/EG 
(ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22, zuletzt ber. ABl. 
L 095 vom 9.4.2016, S. 20), die zuletzt durch De-
legierten Beschluss (EU) 2020/548 der Kommission  
(ABl. L 131 vom 24.4.2020, S. 1) geändert worden 
ist, fallende neue oder geänderte Vorschriften, die 
die Aufnahme oder Ausübung eines Berufs oder eine 
bestimmte Art seiner Ausübung beschränken, ein-
schließlich des Führens einer Berufsbezeichnung und 
der im Rahmen dieser Berufsbezeichnung erlaubten 
beruflichen Tätigkeiten. Die Anwendung ist ausge-
schlossen, sofern Vorschriften der Umsetzung eines 
gesonderten Rechtsakts der Europäischen Union die-
nen, in dem spezifische Anforderungen an einen be-
stimmten Beruf festgelegt sind und dieser Rechtsakt 
den Mitgliedstaaten keine Wahl der genauen Art und 
Weise der Umsetzung dieser Anforderungen lässt. Für 
die Zwecke der Verhältnismäßigkeitsprüfung nach 
Satz 1 gelten die Begriffsbestimmungen der Richt-
linie 2005/36/EG. Ergänzend gelten die Begriffsbe-
stimmungen des Artikels 3 Satz 2 und 3 der Richtlinie 
(EU) 2018/958 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 28. Juni 2018 über eine Verhältnismäßig-
keitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierun-
gen (ABl. L 173 vom 9.7.2018, S. 25).

  (2) Jede Vorschrift nach Absatz 1 ist mit einer Erläu-
terung zu versehen, die ausführlich genug ist, um eine 
Bewertung der Übereinstimmung mit dem Verhältnis-
mäßigkeitsgrundsatz zu ermöglichen.

  (3) Die Gründe, aus denen sich ergibt, dass eine Vor-
schrift nach Absatz 1 gerechtfertigt und verhältnis-
mäßig ist, sind durch qualitative und, soweit möglich 
und relevant, quantitative Elemente zu substanziieren. 
Relevant sind quantitative Elemente, wenn sie für eine 
fundierte Begründung unerlässlich sind.

  (4) Vorschriften nach Absatz 1 dürfen gemäß Arti-
kel 5 der Richtlinie (EU) 2018/958 weder eine direk-
te noch eine indirekte Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen.
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2. Dem Gesetz werden folgende Anlagen angefügt:

„Anlage 1
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 9 b Absatz 1)

 Nach § 9 b Absatz 1 zu berücksichtigende Elemente:

 a)  die Eigenart der mit den angestrebten Zielen des 
Allgemeininteresses verbundenen Risiken, insbe-
sondere der Risiken für Dienstleistungsempfänge-
rinnen und Dienstleistungsempfänger, einschließ-
lich Verbraucherinnen und Verbraucher, Berufsan-
gehörige und Dritte;

 b)  die Frage, ob bestehende Regelungen spezifischer 
oder allgemeiner Art, etwa die Regelungen in 
Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Produktsi-
cherheit oder des Verbraucherschutzes, nicht aus-
reichen, um das angestrebte Ziel zu erreichen;

 c)  die Eignung der Vorschriften hinsichtlich ihrer 
Angemessenheit zur Erreichung des angestrebten 
Ziels, und ob sie diesem Ziel tatsächlich in kohä-
renter und systematischer Weise gerecht werden 
und somit den Risiken entgegenwirken, die bei ver-
gleichbaren Tätigkeiten in ähnlicher Weise identi-
fiziert wurden;

 d)  die Auswirkungen auf den freien Personen- und 
Dienstleistungsverkehr innerhalb der Europäischen 
Union, die Wahlmöglichkeiten für die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher und die Qualität der bereit-
gestellten Dienstleistungen; 

 e)  die Frage, ob zur Erreichung des im Allgemein-
interesse liegenden Ziels auch auf mildere Mittel 
zurückgegriffen werden kann; sind die Vorschrif-
ten nur durch den Verbraucherschutz gerechtfertigt 
und beschränken sich die identifizierten Risiken 
auf das Verhältnis zwischen dem Berufsangehö-
rigen und dem Verbraucher und wirken sich des-
halb nicht negativ auf Dritte aus, ist insbesondere 
zu prüfen, ob das Ziel durch Maßnahmen erreicht 
werden kann, die milder sind als die Maßnahme, 
die Tätigkeiten vorzubehalten; 

 f)  die Wirkung der neuen und geänderten Vorschrif-
ten, wenn sie mit anderen Vorschriften, die den Zu-
gang zu reglementierten Berufen oder deren Aus-
übung beschränken, kombiniert werden, und insbe-
sondere, wie die neuen oder geänderten Vorschrif-
ten kombiniert werden mit anderen Anforderungen 
zum Erreichen desselben im Allgemeininteresse 
liegenden Ziels, ob sie zu diesem Ziel beitragen 
und zum Erreichen desselben notwendig sind.

§ 9 d
 Information und Beteiligung der Öffentlichkeit

  (1) Entwürfe von Vorschriften, mit denen neue Vor-
schriften nach § 9 a Absatz 1 eingeführt oder be-
stehende Vorschriften geändert werden sollen, sind 
von der Kammer zur Information von betroffenen 
Interessenträgern, auch solchen, die keine Angehöri-
gen des betroffenen Berufs sind, für die Dauer von 
in der Regel 21 Tagen auf einer dafür vorgesehenen 
Internetseite zu veröffentlichen. Allen Betroffenen ist 
dabei Gelegenheit zu geben, ihren Standpunkt darzu-
legen.

  (2) Soweit dies relevant und angemessen ist, führt die 
Kammer öffentliche Anhörungen durch. Relevant und 
angemessen ist eine öffentliche Anhörung, wenn der 
Regelungsgegenstand der Vorschrift von hohem öf-
fentlichen Interesse ist oder grundlegende Bedeutung 
entfaltet.

 § 9 e
 Objektivität und Unabhängigkeit der Verhältnismä-

ßigkeitsprüfung

  Nach dem Erlass einer Vorschrift nach § 9 a Absatz 1 
leitet die Kammer der Rechtsaufsichtsbehörde unver-
züglich die Unterlagen zu, aus denen sich die Einhal-
tung der Vorgaben aus §§ 9 a, 9 b und 9 d ergibt. 
Die Rechtsaufsichtsbehörde prüft, ob die Kammer die 
Vorgaben aus §§ 9 a, 9 b und 9 d eingehalten hat. Die 
Prüfung erfolgt im Rahmen des Genehmigungsverfah-
rens der Vorschrift.

 § 9 f
 Eintragung in die Datenbank für reglementierte Be-

rufe, Stellungnahmen

  (1) Die nach diesem Gesetz als gerechtfertigt, not-
wendig und verhältnismäßig beurteilten Vorschriften 
nach § 9 a Absatz 1 sind einschließlich der Beurtei-
lungsgründe nach Artikel 59 Absatz 5 der Richtlinie 
2005/36/EG zum Zweck der Mitteilung an die Euro-
päische Kommission zu dokumentieren und in die in 
Artikel 59 Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG ge-
nannte Datenbank für reglementierte Berufe einzuge-
ben.

  (2) Zu den Eintragungen vorgebrachte Stellungnah-
men anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, 
sonstiger Vertragsstaaten des Europäischen Wirt-
schaftsraums oder der Schweiz sowie interessierter 
Kreise sind von der Kammer entgegenzunehmen.“
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übung eines Berufs begrenzen oder eine Mindest- 
oder Höchstzahl der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, Geschäftsführerinnen und Geschäfts-
führer oder Vertreterinnen und Vertreter festsetzen, 
die bestimmte Berufsqualifikationen besitzen;

 f)  Anforderungen an bestimmte Rechtsformen oder 
Anforderungen in Bezug auf die Beteiligungsstruk-
tur oder Geschäftsleitung eines Unternehmens, 
soweit diese Anforderungen unmittelbar mit der 
Ausübung des reglementierten Berufs zusammen-
hängen;

 g)  geografische Beschränkungen, einschließlich dann, 
wenn der Beruf in Teilen eines Mitgliedstaates in 
einer Weise reglementiert ist, die sich von der Reg-
lementierung in anderen Teilen unterscheidet;

 h)  Anforderungen, die die gemeinschaftliche oder 
partnerschaftliche Ausübung eines reglementierten 
Berufs beschränken, sowie Unvereinbarkeitsre-
geln;

 i)  Anforderungen an den Versicherungsschutz oder 
andere Mittel des persönlichen oder kollektiven 
Schutzes in Bezug auf die Berufshaftpflicht;

 j)  Anforderungen an Sprachkenntnisse, soweit diese 
für die Ausübung des Berufs erforderlich sind;

 k)  festgelegte Mindest- und Höchstpreisanforderun-
gen;

 l) Anforderungen an die Werbung.

Anlage 4
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung 

(zu § 9 b Absatz 4)

  Nach § 9 b Absatz 4 zu berücksichtigende Anforde-
rungen:

 a)  eine automatische vorübergehende Eintragung oder 
eine Pro-Forma-Mitgliedschaft bei einer Berufs-
organisation nach Artikel 6 Satz 1 Buchstabe a der 
Richtlinie 2005/36/EG;

 b)  eine vorherige Meldung nach Artikel 7 Absatz 1 
der Richtlinie 2005/36/EG, die nach Artikel 7 Ab-
satz 2 der Richtlinie 2005/36/EG erforderlichen 
Dokumente oder eine sonstige gleichwertige An-
forderung;

 c)  die Zahlung einer Gebühr oder von Entgelten, die 
von der oder dem Dienstleistungserbringenden 
für die Verwaltungsverfahren im Zusammenhang 
mit dem Zugang zu reglementierten Berufen oder 
deren Ausübung gefordert werden.“

3. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen.

Anlage 2
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 9 b Absatz 2)

 Nach § 9 b Absatz 2 zu berücksichtigende Elemente:

 a)  der Zusammenhang zwischen dem Umfang der von 
einem Beruf erfassten oder einem Beruf vorbehal-
tenen Tätigkeiten und der erforderlichen Berufs-
qualifikation;

 b)  der Zusammenhang zwischen der Komplexität der 
betreffenden Aufgaben und der Notwendigkeit, 
dass diejenigen, die sie wahrnehmen, im Besitz 
einer bestimmten Berufsqualifikation sind, insbe-
sondere in Bezug auf Niveau, Eigenart und Dauer 
der erforderlichen Ausbildung oder Erfahrung;

 c)  die Möglichkeit zum Erlangen der beruflichen 
Qualifikation auf alternativen Wegen;

 d)  die Frage, ob und warum die bestimmten Berufen 
vorbehaltenen Tätigkeiten mit anderen Berufen ge-
teilt oder nicht geteilt werden können;

 e)  der Grad an Autonomie bei der Ausübung eines 
reglementierten Berufs und die Auswirkungen von 
Organisations- und Überwachungsmodalitäten auf 
die Erreichung des angestrebten Ziels, insbesonde-
re wenn die mit einem reglementierten Beruf zu-
sammenhängenden Tätigkeiten unter der Kontrolle 
und Verantwortung einer ordnungsgemäß qualifi-
zierten Fachkraft stehen;

 f)  die wissenschaftlichen und technologischen Ent-
wicklungen, die die Informationsasymmetrie zwi-
schen Berufsangehörigen und Verbraucherinnen 
und Verbrauchern tatsächlich abbauen oder ver-
stärken können.

Anlage 3
Elemente der Verhältnismäßigkeitsprüfung

(zu § 9 b Absatz 3)

  Nach § 9 b Absatz 3 zu berücksichtigende Auswir-
kungen:

 a)  Tätigkeitsvorbehalte, geschützte Berufsbezeich-
nung oder jede sonstige Form der Reglementierung 
im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der 
Richtlinie 2005/36/EG;

 b)  Verpflichtungen zur kontinuierlichen beruflichen 
Qualifizierung;

 c)  Vorschriften in Bezug auf Berufsorganisation, 
Standesregeln und Überwachung;

 d)  Pflichtmitgliedschaft in einer Berufsorganisation, 
Registrierungs- und Genehmigungsregelungen, 
insbesondere wenn diese Anforderungen den Be-
sitz einer bestimmten Berufsqualifikation implizie-
ren;

 e)  quantitative Beschränkungen, insbesondere Anfor-
derungen, die die Zahl der Zulassungen zur Aus-
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Artikel 6
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. 

Artikel 5
Änderung des Volksabstimmungsgesetzes

Das Volksabstimmungsgesetz in der Fassung vom  
20. Juni 2016 (GBl. S. 445), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 15. Oktober 2020 (GBl. S. 910, 911) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 27 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

  „Enthält der Gesetzentwurf Vorschriften im Sinne 
von § 1 des Gesetzes über eine Verhältnismäßigkeits-
prüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen 
Baden-Württemberg, sind dessen §§ 3 und 4 zu be-
achten; die Verhältnismäßigkeitsprüfung ist in die Ge-
setzesbegründung aufzunehmen.“

2. § 29 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
   „Das Innenministerium hat das Volksbegehren zu-

zulassen, wenn
  1. der Antrag vorschriftsmäßig gestellt ist,
  2.  im Fall des § 27 Absatz 3 die Gesetzesvorlage 

dem Grundgesetz und der Landesverfassung 
nicht widerspricht und

  3.  im Fall des § 27 Absatz 3 Satz 2 die Gesetzes-
begründung die erforderliche Verhältnismäßig-
keitsprüfung enthält.“

 b)  In Satz 2 wird das Wort „drei“ durch das Wort 
„vier“ ersetzt.

3. § 42 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
   „Enthält der Gesetzentwurf Vorschriften im Sinne 

von § 1 des Gesetzes über eine Verhältnismäßig-
keitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementie-
rungen Baden-Württemberg, sind dessen §§ 3 und 4 
zu beachten; die Verhältnismäßigkeitsprüfung ist in 
die Gesetzesbegründung aufzunehmen.“

 b)  Im neuen Satz 3 werden die Wörter „Im Übrigen“ 
durch die Wörter „Zielt der Volksantrag nicht auf 
die Einbringung einer Gesetzesvorlage,“ ersetzt.

4.  § 44 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Der Landtag hat den Volksantrag zuzulassen, wenn
 1. der Antrag vorschriftsmäßig gestellt ist,
 2.  der Gegenstand des Volksantrags im Zuständig-

keitsbereich des Landtags liegt und dem Grundge-
setz und der Landesverfassung nicht widerspricht 
und

 3.  im Fall des § 42 Absatz 2 Satz 2 die Gesetzesbe-
gründung die erforderliche Verhältnismäßigkeits-
prüfung enthält.“


